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Michaela 





Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung versteht sich als ein Beitrag zur Bewältigung 
der Rechtsprobleme gesetzlich nicht geregelter Schuldverträge, wozu insbeson-
dere die sogenannten „modernen Vertragstypen" zählen. Es geht darum, ein 
methodisches Konzept zu erarbeiten, das die spezifischen Probleme solcher 
Verträge im Bereich der Rechtsfindung und der Inhaltskontrolle einer befriedi-
genden Lösung näherbringt. 

Die Arbeit hat dem Fachbereich Rechtswissenschaft der FernUniversität Ha-
gen als Habilitationsschrift im Wintersemester 2000/2001 vorgelegen. Für die 
Veröffentlichung ist sie auf den Stand Januar 2001 gebracht worden. Erste Stel-
lungnahmen zu dem vom Bundesminister der Justiz veröffentlichten Diskus-
sionsentwurf eines Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes konnten noch be-
rücksichtigt werden, spätere hingegen nur noch sporadisch. 

Der Verfasser dankt allen voran seinen verehrten Lehrern, den Herren Pro-
fessoren Eisenhardt und Preis, für die ihm zuteil gewordene Förderung. Beide 
haben gleichermaßen maßgeblichen Anteil an der Vollendung der vorliegenden 
Arbeit. 

Der Deutschen Forschungsgemeinschaft schuldet der Verfasser Dank für die 
Unterstützung der Drucklegung in Form eines großzügigen Druckkostenzu-
schusses. 

Bonn, im Frühjahr 2001 Markus Stoffels 
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„Die Zahl der einzelnen Obligationsfälle ist so unbeschränkt und un-
geschlossen, als die Bedürfnisse und Gestaltungen des Verkehrs 
selbst, aus denen ihre Mehrheit und Verschiedenheit sich herschreibt, 
jeder Augenblick kann in den wechselnden Richtungen und der 
wachsenden Mannigfaltigkeit des Verkehrs neue Obligationsarten 
hervorbringen, welche unter die gegenwärtigen Formen sich nicht 
schlechthin subsumiren lassen, die aber unter den Gesetzen der Obli-
gatio überhaupt stehen, und in diesen, mit Hinzunahme der den be-
sonderen Obligationsfall bestimmenden Intentionen, und der etwai-
gen Analogien in den bestehenden einzelnen Obligationen, ihre 
rechtliche Norm finden. (...) 

Nicht selten hat das falsche Bestreben, jedes entstehende Obliga-
tionsverhältniß in eine der durch das römische Recht gegebenen For-
men zu pressen, zu einer widernatürlichen Beurtheilung solcher Ob-
ligationen verleitet." 

Georg Friedrich Puchta 
(Pandekten, 12. Aufl., Leipzig 1877, S.333f.) 

Erstes Kapitel 

Grundbegriffe und Grundlagen 

§ 1 Einführung 

I. Die gesetzliche Schuldvertragsordnung und die 
Vertragswirklichkeit 

1. Bestehen und Entstehen nicht kodifizierter Vertragstypen als 
Ausdruck eines offenen und dynamischen Vertragswesens 

„Das Auseinanderfallen von kodifiziertem und lebendem Recht ist im Wirt-
schaftsleben seit langem zu beobachten. In vielen Bereichen orientiert sich der 
Wirtschaftsverkehr nicht an den vom Gesetzgeber geprägten Vertragstypen, 
sondern formt seine Rechtsbeziehungen nach den eigenen Zwecken und Be-
dürfnissen".1 Diese Beobachtung Peter Ulmers aus dem Jahre 1969 hat auch in 
der heutigen Zeit ihre Aktualität nicht eingebüßt. Im Gegenteil - man ist sogar 
geneigt zu sagen: sie gilt heute mehr denn je. Die Zahl der nicht kodifizierten, 
praktisch jedoch äußerst bedeutsamen, Vertragstypen ist heute Legion. Gerade 
in den letzten dreißig Jahren sind so wichtige Vertragsformen wie das Leasing, 
das Franchising und das Kreditkartengeschäft hinzugekommen.2 Die Kluft 

1 Ulmer, Vertragshändler, S. V. 
2 Zur Dynamik des modernen Vertragswesens Kramer, in: Neue Vertragsformen, S.23f.; in 
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zwischen den im Bürgerlichen Gesetzbuch, dem Handelsgesetzbuch und eini-
gen Nebengesetzen geregelten Vertragstypen und der Vertragswirklichkeit ist 
schon jetzt sehr groß und wächst aller Voraussicht nach weiter an. Selbst mitt-
lerweile alltäglich gewordene empirisch-reale Vertragsformen wie das Leasing 
finden keine normativ-ideale Entsprechung in den Gesetzbüchern. Der Gesetz-
geber agiert wenig ambitiös. Impulse vermittelt ihm offenbar nur noch die 
Rechtssetzungstätigkeit der Organe der Europäischen Union.3 Selbst histori-
sche Regelungslücken, wie die Sicherungsvereinbarung, werden nicht geschlos-
sen.4 Mit der Feststellung, daß der Gesetzgeber auf dem Gebiet des Schuldver-
tragsrechts mit der zunehmenden sozio-ökonomischen Differenzierung nicht 
Schritt gehalten hat, ist freilich noch keine Aussage über das Funktionieren des 
modernen Wirtschaftslebens verbunden. Denn das Vertragswesen ist von seiner 
rechtlichen Grundanlage her offen für Neu- und Fortentwicklungen durch die 
Praxis. Die Akteure des Wirtschaftslebens sind in der Lage, sich ihr Recht selbst 
zu schaffen und auf diese Weise gesetzgeberische Inaktivität zu kompensieren. 
Dabei setzen sie - quasi modo legislatoris - ebenfalls auf abstrakt-generelle Re-
gelungen, zumeist in Form Allgemeiner Geschäftsbedingungen. 

2. Vom Individualvertrag zum standardisierten Massenvertrag 

Im Vordergrund steht heute mehr denn je der standardisierte, durch Allge-
meine Geschäftsbedingungen ausgeformte Massenvertrag.5 Weite Bereiche des 
modernen Wirtschaftslebens sind durch kautelarjuristisch ausgefeilte, formu-
larmäßig für sämtliche anfallenden Geschäfte zu verwendende Bedingungswer-
ke geprägt. Dieses Phänomen betrifft in ganz besonderer Weise die neueren Ver-
tragstypen und -systeme, die sich in den letzten Jahrzehnten in der Wirtschafts-
praxis etabliert haben.6 Dabei handelt es sich typischerweise um Massenge-

bezug auf Innominatverträge spricht er anschaulich von „lebendem Recht" (S. 26); ferner Sefrin, 
Kodifikationsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S.37ff. 

3 Zuletzt das Teilzeit-Wohnrechtegesetz vom 20.12.1996 (BGBl. IS. 2154) in Umsetzung der 
EG-Richtlinie 94/47/EG vom 26.10. 1994 und das Überweisungsgesetz vom 21.7. 1999 (BGBl. 
I, S. 1642), durch das in Umsetzung der Richtlinie 97/5/EG über grenzüberschreitende Uberwei-
sungen vom 27.1. 1997 (ABl. EG L 43, S.25ff.; abgedruckt auch in WM 1997, 844ff.) und der 
Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapier-
liefer- und abrechnungssystemen vom 19.5.1998 (ABl. E G L 166, S.45ff.) die §§676a bis 676g in 
das Bürgerliche Gesetzbuch eingefügt worden sind. 

4 Grundlegende Fragen müssen noch heute durch die Rechtsprechung geklärt werden, vgl. 
zuletzt BGH GS NJW 1998, 671 betreffend Freigabeanspruch bei revolvierenden Globalsiche-
rungen. 

5 Vekas, Erneuern und Bewahren in der Privatrechtsdogmatik, S. 19ff.; W. Schmid, Zur sozia-
len Wirklichkeit des Vertrages, S.96ff.; Berner Kommentar-Kramer, Bd. VI/1, Art. 19-20 
Rdnr.29. 

6 Rehbinder, in: FS für E.E. Hirsch, S. 155f.; Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III 2, S. 5; 
Sefrin, Kodifikationsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S. 47; W. Schmid, Zur sozialen 
Wirklichkeit des Vertrages, S.96ff.; Becker, Auslegung des §9 Abs. 2 AGB-Gesetz, S. 174. 
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Schäfte, die auf eine effiziente,7 das bedeutet typisierte, Abwicklung angewiesen 
sind. Mangels einer zur Verfügung stehenden gesetzlichen Begleitregelung kann 
die Herausbildung solcher bislang nicht bekannter Vertragsformen nur auf der 
Grundlage Allgemeiner Geschäftsbedingungen erfolgen.8 Sie geben dem neuen 
Vertragsgebilde sein charakteristisches Gepräge und übernehmen insoweit die 
Typisierungsfunktion des dispositiven Gesetzesrechts.9 Man denke nur an Lea-
sing-, Automatenaufstellungs-, Kreditkarten-, Factoring- oder Franchisever-
träge.10 Aber auch auf dem Gebiete der seit langem bekannten, gleichwohl aber 
gesetzlich nicht geregelten Verträge, werden Allgemeine Geschäftsbedingungen 
eingesetzt. Beispielhaft sei hier auf vorformulierte Unterlassungsverpflichtun-
gen, Garantiebedingungen und Treuhandverträge verwiesen. Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen dominieren nicht nur im Bereich der massenhaft getätigten 
Geschäfte. Sie prägen beispielsweise auch die Rechtsbeziehungen zwischen 
dem Endhersteller und dem Zulieferer im Rahmen von Just-in-time-Koopera-
tionen (unter Einschluß der Qualitätssicherungsvereinbarungen).11 Dem End-
hersteller ist daran gelegen, mit allen Zulieferern gleichförmige Verträge abzu-
schließen, um das System des Fremdbezugs effizient, einheitlich und kompati-
bel zu gestalten. Damit soll nicht gesagt werden, daß es im Bereich der nicht ko-
difizierten Verträge nicht auch im einzelnen ausgehandelte Vertragswerke gibt 
(z.B. Joint-Venture- oder Poolverträge).12 Doch ist dies der Ausnahmefall. 

3. Offene Fragen 

Schon diese kurze Beschreibung des status quo wirft komplexe Fragen auf, 
denen im Rahmen dieser Untersuchung nachgegangen werden soll. Die Zunah-
me der praeter legal entstandenen Vertragstypen lenkt zunächst den Blick auf 
das methodische Instrumentarium des mit ihnen befaßten Rechtsanwenders, 
inbesondere des Richters. Welchen Regeln unterstehen diese Verträge? Auf wel-

7 Die ökonomische Analyse des Rechts stellt die gegenüber individualvertraglicher Aushand-
lung zu erzielenden Transaktionskostenersparnisse heraus. Vgl. hierzu Schäfer/Ott, Lehrbuch 
der ökonomischen Analyse des Zivilrechts, S. 394; Posner, Economic Analysis of Law, S. 102f. 

8 Joost, ZIP 1996,1685; für den Leasingvertrag Lieb, DB 1988, 946f. und ders., DB 1988,2495 
Fn.5. 

9 Locher, Recht der AGB, S.6f.; Joost, ZIP 1996, 1685; H. Roth, AcP 190 (1990), S.294; zur 
Rolle der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bei der Entwicklung neuer Vertragstypen vgl. 
auch Wolf/Horn/Lindacher, AGBG, Einl. Rdnr.2; Großmann-Doerth (Selbstgeschaffenes 
Recht der Wirtschaft und staatliches Recht) hatte bereits 1933 von „selbstgeschaffenem Recht der 
Wirtschaft" gesprochen. 

10 Martinek, Moderne Vertragstypen I, §1 III 2, S.5; Jauernig-Vollkommer, §305 BGB 
Rdnr. 23. Bekannt ist die Formulierung von Reich (in: Vertragsschuldverhältnisse, S. 51) Leasing-
recht sei „Formularrecht par excellence". Den regelmäßigen AGB-Charakter von Leasingverträ-
gen betont auch BGH NJW 1985, 1539 (1541). 

11 Vgl. statt vieler Martinek, Moderne Vertragstypen III, §28 III 1, S. 308f. und Windbichler, 
AcP 198 (1998), S.276. 

12 Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III 2, S. 5. 
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chem methodischen Weg läßt sich ihr Inhalt feststellen und wo verlaufen in die-
sen Fällen die Grenzen privatautonomer Gestaltung? Diese Fragen sind es wert, 
stets aufs neue bedacht zu werden, zumal vor dem Hintergrund der nunmehr 
fast 25jährigen Geltung des AGB-Gesetzes.13 

Von der Kautelarjurisprudenz darf eine die übergeordneten Zusammenhänge 
wahrende Aufstellung ihrer Regelwerke von vornherein nicht erwartet werden. 
Ihr geht es einzig und allein um eine optimale Umsetzung der in der Regel von 
ihrer Klientel vorgegebenen Sachziele. Die Rechtsprechung ist zwar zur rechtli-
chen Würdigung der auf diese Weise entstehenden Vertragswerke berufen. Von 
den an sie herangetragenen Einzelfragen aus läßt sich jedoch nur sehr schwer ein 
mit den sonstigen allgemeinen Regeln und gesetzlichen Vertragstypen des bür-
gerlichen Rechts abgestimmtes Konzept entwickeln. Es wird daher künftig in 
noch stärkerem Maße die Aufgabe der Rechtswissenschaft sein, den zentrifuga-
len Entwicklungen entgegenzuwirken. Dies kann jedoch nicht bedeuten, höhe-
re Anforderungen an die rechtliche Anerkennung dem Gesetz nicht bekannter 
Vertragsformen zu stellen. Die Vielgestaltigkeit unserer modernen Wirtschafts-
praxis und die differenzierten Bedürfnisse der Teilnehmer am geschäftlichen 
Leben müssen vielmehr vom Recht akzeptiert und aufgegriffen werden. Derzeit 
gleicht die rechtswissenschaftliche Literatur noch einem Spiegel der kautelarju-
ristischen Ausdifferenzierung. An monographischen Darstellungen zahlreicher 
praxisrelevanter Vertragstypen herrscht wahrlich kein Mangel.14 Ubergreifende 
rechtsdogmatische Überlegungen werden weithin - jedoch zu Unrecht - offen-
bar nicht der Mühe wert gehalten.15 

Von daher ist es im Ansatz begrüßenswert, wenn Martinek einer „Vision ei-
nes allgemeinen Teils der modernen Vertragstypen" das Wort redet und seinen 
Einzeldarstellungen entsprechende Überlegungen voranstellt.16 Die ehrgeizige 
Zielvorstellung eines „allgemeinen Teils der modernen Vertragstypen" wirft je-
doch auch Fragen auf. Abgesehen von der zweifelhaften Beschränkung dieses 

13 So findet sich in den Schlußbemerkungen der vortrefflichen Arbeit von Dellios zur Präzi-
sierung der Rechtsfindungsmethode bei gemischten Verträgen (Rechtsfindungsmethode, 
S. 283f.) die einschränkende Aussage: „Freilich bezog sich unsere Untersuchung auf die Beurtei-
lung von Individualverträgen. In Anbetracht des jüngst erlassenen AGB-Gesetzes wird man aber 
künftig zu fragen haben, ob und inwieweit die Regeln dieses Gesetzes auch auf gemischttypische 
Formularverträge anzuwenden sind." Dellios hat es hierbei belassen und meinte, Einzelheiten zu 
dieser Problematik erforderten einen eigenen Beitrag. Diese am Individualvertrag ausgerichtete 
Sichtweise entspricht heutzutage noch weit weniger der vertragsrechtlichen Wirklichkeit als da-
mals. 

14 Dies konstatiert auch Langenfeld, Vertragsgestaltung, Rdnr. 327; vgl. im übrigen allein die 
den Darstellungen der einzelnen Vertragstypen jeweils vorangestellten Literaturübersichten bei 
Martinek, Moderne Vertragstypen Bd. 1 - 3 . 

15 Hervorhebenswerte Ausnahmen der letzten Zeit Oechsler, Gerechtigkeit im modernen 
Austauschvertrag; Rohe, Netzverträge; Oetker, Dauerschuldverhältnis; Henssler, Risiko als Ver-
tragsgegenstand; Heermann, Drittfinanzierte Erwerbsgeschäfte. 

16 Martinek, Moderne Vertragstypen I, §1, S. lff. (insbes. S. 12), III, §30, S.363ff.; ähnlich 
auch Tercier, in: Festgabe für Schluep, S. 58 („partie générale de la partie spéciale"). 
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Unterfangens auf „moderne" Vertragstypen17 bedürfte es wohl zunächst des 
Nachweises, daß der Allgemeine Teil des Bürgerlichen Gesetzbuches, das allge-
meine Schuldrecht und das AGB-Gesetz allein nicht in der Lage sind, die 
Rechtsprobleme der dem Gesetz nicht bekannten Vertragstypen zu lösen. Die-
ser Nachweis dürfte kaum zu erbringen sein; die vorhandenen rechtlichen In-
strumentarien samt ihrer richterrechtlichen Verfeinerung haben in der Vergan-
genheit ihre Leistungs- und Anpassungsfähigkeit durchaus eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt. Solange die Notwendigkeit eines „allgemeinen Teils" der „mo-
dernen" - oder besser: der „gesetzlich nicht geregelten" - Vertragstypen nicht 
dargetan ist, kann es demnach nur darum gehen, aufzuzeigen, wie das überkom-
mene Instrumentarium im Falle nicht kodifizierter Verträge zu handhaben ist. 
Die Wissenschaft ist auf dem Gebiet der nicht kodifizierten Verträge vor allem 
dazu aufgerufen, sich um ein dogmatisches Grundgerüst zu bemühen, von dem 
aus eine überzeugendere Bewältigung der zahlreichen Detailprobleme gelingen 
könnte. Dabei gilt es, den Gesamtzusammenhang zu berücksichtigen und mög-
liche Wertungswidersprüche aufzudecken. Auch ließe sich darüber nachden-
ken, ob nicht manches Spezialproblem eines nicht kodifizierten Vertrages auf 
allgemein anerkannte Grundsätze des Bürgerlichen Rechts zurückgeführt wer-
den kann. Dieser mühevollen Aufgabe der Koordination und Systematisierung, 
dem Ringen um ein einheitliches methodisches Konzept darf sich die Rechts-
wissenschaft nicht verschließen. Das Ziel ist mithin bescheidener wie folgt zu 
formulieren: Es gilt die Probleme, mit denen der Rechtsanwender bei der Fin-
dung des Rechts und der Inhaltskontrolle gesetzlich nicht geregelter Schuldver-
träge typischerweise konfrontiert wird, zu erfassen und aufbauend auf dem 
überkommenen Fundament positivierter Rechtsregeln und bewährter Rechts-
grundsätze einen Kanon einheitlicher methodischer Grundaussagen zu erarbei-
ten. 

II. Problemaufriß 

Versucht man die im Zusammenhang mit dem Phänomen der nicht kodifi-
zierten Verträge diskutierten Probleme zu bündeln, so wird man zwei zentrale 
Diskussionsebenen auseinanderhalten müssen. Aus der Sicht des mit nicht ko-
difizierten Verträgen befaßten Rechtsanwenders ergeben sich zahlreiche me-
thodische Fragen, die allesamt in der Kernfrage münden, auf welchem Wege das 
zwischen den Parteien eines solchen Vertrages rechtswirksam vereinbarte Recht 
gefunden werden kann. Die zweite Problemschicht ist im Bereich der Rechts-
politik anzusiedeln. Hier gilt es darüber nachzudenken, ob und in welcher Wei-
se eine Fortentwicklung der gesetzlichen Vertragstypenordnung de lege ferenda 
geboten ist. Auch insoweit ist die Rechtswissenschaft aufgerufen, ihren Beitrag 
zu leisten. 

17 Vgl. hierzu die Kritik unter III. 2. b). 



6 § 1 Einführung 

1. Erschwerte Justitiabilität 

Wendet man sich zunächst der Rechtsanwendungsebene auf der Basis der gel-
tenden Vertragsrechtsordnung zu, so wird man den spezifischen Problemgehalt 
nicht kodifizierter Verträge schlagwortartig mit ihrer erschwerten Justitiabilität 
beschreiben können. 

a) Normenmangel: das Dilemma der Rechtsfindung und der 
Inhaltskontrolle 

Das bereits in der Namensgebung zum Ausdruck kommende Charakteristi-
kum der gesetzlich nicht geregelten Schuldverträge bezeichnet zugleich das 
zentrale Rechtsanwendungsproblem, nämlich den weitgehenden Ausfall des 
Gesetzesrechts.18 Vorweg ist freilich zu betonen, daß gesetzlich ungeregelte 
Verträge nicht an einem allgemeinen, sondern gerade an einem spezifischen 
Normmangel leiden.19 Denn immerhin gelten für sie - wie für alle anderen Ver-
träge auch - die Vorschriften des allgemeinen Schuldrechts. Nur läßt sich viel-
fach weder aus dem abstrakten Konzentrat des allgemeinen Schuldrechts und 
noch weniger aus dem Allgemeinen Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine 
rechtlich begründete Lösung für ein speziell gelagertes Problem eines legislativ 
nicht strukturierten Vertrages ableiten. Das Dilemma der mit Streitigkeiten aus 
einem gesetzlich nicht geregelten Vertrag befaßten Rechtsprechung liegt nun 
darin begründet, daß sie sich trotz des diagnostizierten Normdefizits den Par-
teien nicht verweigern darf, also zu einer normativ begründeten Streitentschei-
dung finden muß.20 

Freilich ist das Gesetz bei Vertragsstreitigkeiten nicht die einzige und auch 
nicht die primäre Quelle, aus der der Richter schöpft. An erster Stelle steht der 
konkret abgeschlossene Vertrag. Das Rechtsgeschäft und seine wichtigste Er-
scheinungsform, der Vertrag, sind rechtlich anerkannte Mittel, mit Hilfe deren 
die Parteien ihre Rechtsverhältnisse entsprechend ihrem Willen verbindlich ge-
stalten. Das Normdefizit macht sich im Vertragsrecht auf der der Inhaltskon-
trolle vorgelagerten Ebene der Rechtsfindung daher erst dann bemerkbar, wenn 
die Parteien ihre Vertragsbeziehungen nicht in allen Richtungen vollständig ge-
regelt haben oder nur die Hauptpflichten verbindlich festgelegt haben, etwa 
weil die Einbeziehung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen an § 2 A G B G 

18 Kramer, in: Neue Vertragsformen, S. 30ff.; Berner Kommentar-Krater, Bd. VI/1, Art. 19-
20 Rdnr.67; Sefrin, Kodifikationsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S.54ff.; speziell zum 
Leasing unter diesem Gesichtspunkt Bernstein, Finanzierungsleasingvertrag, S. 43 und 291. 

19 Schluep, in: Schweizerisches Privatrecht VII/2, S. 780. 
20 Es gilt das Verbot der Rechtsverweigerung; vgl. statt vieler Enneccerus/Nipperdey, Allge-

meiner Teil I, S. 274. Von „Entscheidungsnot" und „Uberforderung" spricht beispielsweise Lieb 
(DB 1988, 946) mit Blick auf die Rechtsprechung zum Leasing. 
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gescheitert ist.21 Die Ergänzung des Vertrages läßt sich erfahrungsgemäß nicht 
allein unter Rückgriff auf den „hypothetischen Parteiwillen" bewerkstelligen; 
es bedarf hier, will man nicht mit Fiktionen und Unterstellungen arbeiten, der 
Hinzuziehung heteronomer, daß heißt normativ fundierter, Wertungen. Die 
Schwierigkeit, vertragsadäquate normative Deutungs- und Ergänzungsmaßstä-
be zu entwickeln, beschreibt freilich ein allgemeines, in der Anerkennung pri-
vatautonomer Rechtssetzungsbefugnis gründendes Problem, das sich auch bei 
gesetzlich geregelten Verträgen regelmäßig stellt. Denn auch hier beschränkt 
sich der Gesetzgeber auf eine doch meist recht grob geschnitzte Rahmenord-
nung, die viele Detailfragen offenläßt. Wohl aber läßt sich feststellen, daß die 
Problematik bei den legislativ nicht strukturierten Verträgen in zugespitzter 
Form zutage tritt. 

Die Komplikationen infolge des Normausfalls setzen sich sodann auf der 
Stufe der Inhaltskontrolle fort.22 Eine Rechtskontrolle, um die es sich bei der 
Kontrolle des Inhalts eines Vertrages unzweifelhaft handelt, setzt zwingend ei-
nen normativ vorgegebenen Kontrollmaßstab voraus. Auf dem Gebiete des 
Vertragsrechts bietet sich insoweit in besonderem Maße die gesetzliche Rege-
lung des jeweiligen Vertragstyps an. Offenbleibt hingegen, nach welchen Krite-
rien Verträge kontrolliert werden sollen, die keine Entsprechung auf der Geset-
zesebene finden. Hier macht sich das Fehlen dispositiven Vertragsrechts, oder -
in der Sprache des AGB-Rechts (§9 Abs. 2 Nr. 1 AGB-Gesetz) - eines gesetzli-
chen Leitbilds, mit Hilfe dessen nicht kodifizierte Verträge zur Ordnung geru-
fen werden könnten, besonders schmerzlich bemerkbar. 

b) Weitere Ursachen der erschwerten Justitiabilität 

Die rechtliche Bewältigung gesetzlich nicht geregelter Schuldverträge, insbe-
sondere durch die mit ihnen befaßten Gerichte, erweist sich daneben aber aus 
anderen Gründen als ungewöhnlich kompliziert. 

(1) Schwierigkeiten der Integration anglo-amerikanisch beeinflußter 
Vertragsformen 

Bereits die verkehrsgebräuchlichen Bezeichnungen vieler neuer Vertragsfor-
men, die in den letzten Jahrzehnten ihren Platz im bundesdeutschen und im be-
nachbarten europäischen Ausland erobert haben, deuten auf einen US-amerika-
nischen Ursprung hin. In der Tat hat die Entwicklung der Leasing-, Factoring-
und Franchiseverträge sowie in neuester Zeit der Time-sharingverträge - um 
nur die bekanntesten zu nennen - ihren Ausgang in den Vereinigten Staaten ge-

21 Von solchen Fällen handeln etwa AGB-Klauselwerke-Pfeiffer, Kreditkartenvertrag, 
Rdnr. 17 und LG Frankfurt NJW 1991, 2842. 

22 Krämer, in: Neue Vertragsformen, S. 33f.; Berner Kommentar-Kramer, Bd. VI/1, Art. 19-
20 Rdnr. 67. 
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nommen.23 Auch manche sprachlich eingedeutschte Vertragsform wie z.B. der 
Kreditkartenvertrag ist von transatlantischer Provenienz.24 Aus der Sicht der 
deutschen Rechtsordnung zeichnen sich die dem common-law-Rechtskreis 
entspringenden Verträge vor allem durch die Schwierigkeiten aus, die ihre Inte-
gration in das römisch-rechtlich geprägte Vertragssystem des Bürgerlichen Ge-
setzbuches bereitet.25 Aufs Ganze gesehen stellen sie freilich nur einen Aus-
schnitt aus dem Kreise der in die Hunderte gehenden nicht kodifizierten Verträ-
ge dar. Von daher wird man übergreifende methodische Grundaussagen zur 
rechtlichen Bewältigung nicht kodifizierter Verträge nicht an dieser Sonder-
gruppe ausrichten können. Das bedeutet auf der anderen Seite aber nicht, daß 
der Verwurzelung eines bestimmten Vertragstyps im anglo-amerikanischen 
Rechtskreis nicht Beachtung geschenkt werden sollte. In methodischer Hin-
sicht ist es denkbar, daß der pragmatische, an keiner gesetzlichen Vertragstypen-
ordnung orientierte Zugriff auf die konkreten Rechtsprobleme auch die in der 
kontinentaleuropäischen Kodifikationstradition stehende deutsche Zivilrechts-
wissenschaft zu befördern vermag.26 Nicht schaden kann ferner ein punktuell 
rechtsvergleichender Seitenblick auf die Ergebnisse der schon länger mit Pro-
blemen der jeweiligen Vertragsart befaßten Rechtspraxis in den Vereinigten 
Staaten.27 Trotz tiefgreifender rechtskultureller Unterschiede28 steht hier wie 
dort das Streben nach einem beide Seiten befriedigenden, also interessengemä-
ßen, sowie in Abgrenzung zu anderen Konstellationen konsistenten Vertrags-
ausgleich im Vordergrund. Von daher erscheint es nicht von vornherein ausge-
schlossen, eine bestimmte in der US-amerikanischen Rechtspraxis bewährte 
Lösung z.B. im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung in deutsches Recht 
einfließen zu lassen.29 

(2) Problematik langfristiger Beziehungsverträge 

Die Rechtsfolgenbestimmung und damit auch die integrative Rechtsinstitu-
tionalisierung dem Gesetz nicht bekannter Verträge wirft nicht selten auch Pro-
bleme auf, die in der besonderen zeitlichen Dimension solcher Verträge begrün-

23 Zum anglo-amerikanischen Hintergrund vieler moderner Vertragstypen, Martinek, Mo-
derne Vertragstypen I, § 1 III, S. 8f. und am Beginn der jeweiligen Einzeldarstellung in den Bän-
den I-III. 

24 Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S.4. 
25 Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S. 8f. 
26 So zutreffend Martinek, Moderne Vertragstypen I, §1 III, S.9. 
27 Skeptisch insoweit jedoch Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S. 8. 
28 Vgl. hierzu Martinek, JuS 1984, 92 ff.; zu den grundsätzlichen Unterschieden der anglo-

amerikanischen und der deutschen Vertragsgestaltung und den daraus erwachsenden Problemen 
Döser, NJW 2000, 1451 ff.; instruktiv zur Rechtsfindung im common law Zweigert/Kötz, 
Rechtsvergleichung, § 18, S. 250ff. und Reimann, Einführung in das US-amerikanische Privat-
recht, S.65ff. 

29 Ahnlich Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S. 9; zweifelnd hingegen Sefrin, Kodi-
fikationsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S. 56. 
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det liegen. Die Entwicklung zur postindustriellen Dienstleistungs- und Infor-
mationsgesellschaft ist auf der Ebene des Vertragsrechts durch eine Zunahme 
komplexer und langfristiger Kooperationsverhältnisse gekennzeichnet. Die 
Vertragsabwicklung erschöpft sich immer häufiger nicht mehr nur in einer ein-
maligen kurzfristigen Leistungstransaktion, sondern nimmt eine geraume Zeit-
spanne in Anspruch. Gegenstand des Vertrages ist ein Leistungsbündel, in der 
Dienstleistungsgesellschaft oftmals eine umfassende Betreuungsleistung über 
einen längeren Zeitraum. Diese Tendenz beherrscht das gesamte Vertrags-
recht,30 äußert sich jedoch in besonderem Maße auf dem Gebiete der modernen, 
legislativ zumeist nicht vorgeformten Verträge.31 Franchising-, Leasing-, Joint-
Venture-, Just-in-time-Zulieferverträge und Time-sharingverträge, um nur ei-
nige wenige Beispiele zu nennen, sind typischerweise auf eine langfristige und 
mehr oder weniger komplexe Kooperation angelegt. Von der gesetzlichen 
Schuldvertragsordnung ist das Phänomen komplexer langfristiger Vertragsbe-
ziehungen hingegen vernachlässigt worden.32 Das gesetzliche Schuldrecht, vor 
allem das Leistungsstörungsrecht, ist am punktuellen Leistungsaustausch aus-
gerichtet. Die spezifischen Probleme langfristiger Verträge, etwa die Anpas-
sungsmechanismen im Hinblick auf Störungen oder Veränderungen der Rah-
menbedingungen, das Verfahren der Konfliktbereinigung, etwaige Neuver-
handlungspflichten und das verdichtete Geflecht leistungsbegleitender Neben-
pflichten geraten somit nur sehr begrenzt in den Blick des Gesetzes. Auf wichti-
ge Fragen, wie etwa diejenige nach den Folgen der Nichtigkeit des Vertrages für 
ein in Vollzug gesetztes Dauerschuldverhältnis oder nach der Bedeutung einer 
segmental begrenzten Störung für den Gesamtvertrag, gibt das Gesetz keine 
Antwort. Entscheidende Hilfestellungen oder gar eine normative Anleitung 
kann der Rechtsanwender hier vom Gesetz offenbar nicht erwarten. Seine Her-
angehensweise ist schon aus diesem Grunde tendenziell weniger normapplika-
tiv und stärker vertragsanalytisch geprägt. Die Aufgabe besteht darin, ggf. unter 
Modifikation nicht passender Vorschriften des allgemeinen Schuldrechts Lö-
sungen zu erarbeiten, die den besonderen Problemlagen langfristiger Bezie-
hungsverträge gerecht werden. 

(3) Problematik mehrgliedriger Vertragssysteme 

Die rechtliche Bewältigung normativ nicht vorgeformter Verträge führt 
schließlich dann zu Schwierigkeiten, wenn der zu beurteilende Vertrag in ein 
mehrgliedriges Vertragssystem eingebettet ist. Gerade die kautelarjuristischen 

30 Schmid, Zur sozialen Wirklichkeit des Vertrages, S. 113; Martinek, Moderne Vertragstypen 
III, §30 II, S. 367; Sefrin, Kodifikationsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S.53. 

31 Martinek, Moderne Vertragstypen III, §30 II, S.369. 
32 v. Gierke, JherJb 64 (1914), S. 406ff.; Schanze, in: Franchising and the Law (hrsg. von Joer-

ges), S. 77ff.; Nicklisch, JZ 1984, 757f.; ders., in: Der komplexe Langzeitvertrag (hrsg. von Nick-
lisch), S.21; Kern, JuS 1992, 14; Palandt-Heinrichs, Einl. v. §241 BGB Rdnr.21; Martinek, Mo-
derne Vertragstypen III, §30 II, S.383. 
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Entwicklungen der neueren Zeit streben in diese Richtung.33 Den Erfordernis-
sen der sozio-ökonomischen Differenzierungen unserer Wirtschaftsgesell-
schaft wird der bilateral zweigliedrige Vertrag immer häufiger nicht mehr ge-
recht. An seine Stelle treten mehrpolige Vertragskonstruktionen, bestehend aus 
mehreren aufeinander abgestimmten Einzelverträgen. Dies kann sich etwa in ei-
nem Systemverbund niederschlagen, wie er für das Franchising charakteristisch 
ist. Die verschiedenen gleichförmigen Verträge mit den Franchisenehmern wer-
den durch die Systemzentrale gleichsam zu einem vertraglichen Netzwerk zu-
sammengeführt, das ein einheitliches Auftreten nach außen ermöglicht.34 Cha-
rakteristisch für die Neuschöpfungen der Gegenwart ist die Erweiterung der 
herkömmlichen zweigliedrigen Schuldner-Gläubiger-Beziehung durch die 
Zwischenschaltung einer dritten Instanz.35 Typisches Beispiel eines solchen, 
durch einen wirtschaftlichen Zusammenhang verzahnten, Dreiecksverhältnis-
ses ist das Finanzierungsleasing. Dort schiebt sich der Leasinggeber als Finan-
cier in das Verhältnis zwischen dem Verkäufer und dem an der Nutzung der Sa-
che interessierten Kunden, indem er Verträge mit dem Verkäufer und dem Kun-
den schließt und auf diese Weise ein zumindest wirtschaftliches Dreiecksver-
hältnis schafft. Gleiches gilt für das Factoring- und das Universalkreditkarten-
geschäft; ähnlich sind auch die Vertragsverhältnisse bei Consulting-, Manage-
ment-, Pool- und Joint-Venture-Verträgen strukturiert.36 Hieraus läßt sich eine 
Tendenz zu mehrgliedrigen Vertragsverbindungen herauslesen. Auf diese Ent-
wicklung ist das Bürgerliche Gesetzbuch nur unzureichend vorbereitet. Der hi-
storische Gesetzgeber hat sein Schuldvertragsmodell bis auf wenige Ausnah-
men37 am vertraglichen Zweipersonenverhältnis ausgerichtet.38 Erhellend ist 
folgende grundsätzliche Bemerkung der Motive zum Entwurf des Bürgerlichen 
Gesetzbuches:39 

„Außer Zweifel steht, daß durch das Schuldverhältnis nur persönliche Rechtsbeziehungen 
zwischen den in demselben stehenden Personen begründet werden, der persönliche An-
spruch des Gläubigers gegen den Schuldner auf die Leistung, die persönliche Verbindlich-
keit des Schuldners zur Bewirkung der Leistung ... Uber die Personen des Gläubigers und 
Schuldners greift die Wirkung des Schuldverhältnisses an sich nicht hinaus." 

33 Michalski, AcP 198 (1998), S.254 diagnostiziert ein „rasantes Anwachsen multipolarer 
Schuldverhältnisse". Freilich lassen sich auch seit langem bekannte mehrgliedrige Innominatver-
träge anführen, so z.B. der Schiedsrichtervertrag, der Schuldbeitritt, dessen Tragweite sich erst 
aus der schon bestehenden Schuld des Altschuldners erschließt, sowie je nach Vertragsgestaltung 
auch der Vergleich (z.B. im Haftungsprozeß mehrerer Beteiligter) und der Lizenzvertrag (hierzu 
auch Pfister, JZ 1971,286). 

34 Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S. 6. 
35 Martinek, Moderne Vertragstypen I, §1 III, S. 6; Sefrin, Kodifikationsreife des Finanzie-

rungsleasingvertrages, S. 50. 
36 Martinek, Moderne Vertragstypen I, § 1 III, S.6. 
37 Z.B. den Vertrag zugunsten Dritter (§328 BGB) . 
38 Gernhuber, in: FS für Larenz, S. 455; ders., Schuldverhältnis, § 311, S. 711; Sefrin, Kodifika-

tionsreife des Finanzierungsleasingvertrages, S. 50; Pfister, J Z 1971, 284. 
39 Motive II, S.2. 
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Ehemaklervertrag 127, 220f. 
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Europäisierung des Vertragsrechts 586ff. 
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Garantievertrag 15,17, 47, 112, 206ff., 323, 

369, 389f., 409, 412, 490, 509, 514ff., 534, 
546f., 549f., 550f., 564, 590, 593f. 

Gaststättennutzungsvertrag 312f. 
Gebrauchsüberlassungsvertrag 351 f., 395 
geltungserhaltenden Reduktion, Verbot der 

528f., 530 
Geschäftsbesorgungsverträge 45f., 87, 142f., 

206, 295, 354f., 543f., 547, 590 
Geschäftsgrundlage, Lehre von der 308ff., 

339, 610 
Gesetzeslücke 323ff., 330ff. 
Gesetzesrecht, zwingendes 199f., 214ff., 

5 82 ff. 
Gestattungsvertrag —» Betriebsanlehnungs-

vertrag 

Gewohnheitsrecht 334, 526 
Giroverhältnis —» Zahlungsverkehr, bargeld-

loser 
Girovertrag —• Uberweisungsvertrag 
Gruppenfreistellungsverordnungen 594ff. 

Handelsbrauch 301 ff., 383, 493f. 
Handelsvertretervertrag 597 
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Heimvertrag 40, 546f., 553, 573, 575, 583 
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Inhaltskontrolle 7, 11, 96, 100, 106, 108 ff., 

111, 116, 127f., 173, 178, 182, 184, 195, 
202, 203, 207, 212, 217ff., 230, 232f., 244, 
247, 252, 290, 293, 306ff., 3 4 4 , 3 5 6 f f . , 
556f., 567,583,591,599 

- Schranken 363ff.,583f. 
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415ff. 
- Leitbilder als Maßstab 420ff., 556f., 567, 

583f. 
- Abgrenzung der Funktionsbereiche des §9 

AGBG 432ff. 
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444ff. 
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471 ff. 
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- Folgen der Unwirksamkeit von Allgemei-
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Inkassozession 409 
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Internet-Provider-Vertrag 563 
Investitionsvertrag 257 
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259, 565 
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Kanonisches Rechtsdenken 55ff. 
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618, 621f., 626 
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560, 569, 621 
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Kodifikationsdiskussion 
- Überarbeitung des Schuldrechts als gesetz-
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559ff. 
- Leitlinien künftiger gesetzlicher Regelun-

gen 572ff. 
- Konsequenzen der internationalen Rechts-
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setzgeber 622 ff. 

Kodifikationsreife 324, 547, 570ff. 
Kombinationstheorie 121, 141,142ff., 155f., 
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565 
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Leitbild 7, 9 3 f f , 104, 122, 126, 128f., 178, 
208, 221, 224, 412, 415ff, 556f., 567, 580, 
583f. 

- im Nationalsozialismus 94ff. 
- zur Überprüfung von A G B 96ff., 178, 208, 

224, 412, 556f., 583f. 
- als Maßstab der Inhaltskontrolle 420ff. 
- Abgrenzung der Funktionsbereiche des §9 

A G B G 432ff. 

- Unvereinbarkeit 444ff. 
- Verstoß gegen wesentliche Rechte und 

Pflichten aus der Natur des Vertrages 
471 ff. 

Liefervertrag 610 
Lizenzvertrag 15, 17, 40, 112, 352, 509, 595 

Managementvertrag 10, 16 
Methoden, pragmatisch differenzierende 

157f. 
Mobilfunk-Vertrag 361 

Naturrechtliche Vertragslehre 58ff. 
Naturrechtskodifikationen 61 ff. 
- Codex Maximilianeus Bavaricus civilis 

62 f. 
- A L R 63 ff. 
- Code civil 65 
- A B G B 67f. 
Netzvertrag 267ff., 347 
Normen, Entwicklung vorgeschriebener 150 
Normenkonkurrenz 140ff. 
- Stellung des Vertrages 141 
- methodische Bewältigung einzelner Pro-

blembereiche 142 

Ökonomische Analyse des Rechts 239ff., 
269,312 

Pandektistik 73ff., 78f., 80, 88 
Parteiwille, hypothetischer 275ff., 530 
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Patentlizenzvertrag 12, 48,125, 149, 595, 597 
Poolvertrag 3, 10, 16 
Privatautonomie 103ff., 173,176, 179ff., 

192ff, 274, 282, 284, 321, 325, 331, 357ff, 
423ff., 473, 476, 480, 489, 490, 539, 549, 
556, 583f., 599 

- Gefahren einer extensiven Inanspruchnah-
me 357ff. 

- Anforderungen an Zweck und Inhalt eines 
nicht kodifizierten Vertrages 403 ff. 

—> Inhaltskontrolle, Schranken 
Projektvertrag 268 

Rahmenvertrag 40, 226, 228, 249, 497, 610 
Rechtsfindung 6f., 11, 17, 18, 45, 67f., 89, 

105 ff., 1 1 6 , 1 1 8 , 1 2 0 f f , 128,154, 161ff., 
172ff. 

- Verzicht auf methodische Festlegung 
120ff. 

- Bedeutung des vertraglich Vereinbarten 
122 ff., 1 7 3 , 1 9 2 f f . 
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- Qualifizierung als normativ-typischer 
Vertrag 123 ff. 

- Normenkonkurrenz 140ff. 
- Probleme des Fehlens gesetzlicher Lösun-

gen 146 ff. 
- bei typenfremden Verträgen 161 ff., 272ff. 
- Anforderungen an ein Rechtsfindungs-

konzept 172 ff. 
—* Absorptionstheorie 
—» Kombinationstheorie 

Theorie der analogen Rechtsanwendung 
Methoden, pragmatisch differenzierende 

—» Diskurstheorie 
—» Zuordnungsverfahren, typologische 
Rechtsformzwang 125ff., 199f., 214ff., 344f. 
Rechtsvereinheitlichung, internationale 

585ff. 
Reisevertrag 40, 87, 112, 484f., 543, 565, 

567f., 571 f., 573f., 578f., 580, 582, 611, 616 
Relationalverträge, Lehre von den 253ff. 
Richterliche Rechtsfortbildung 117, 272, 

317ff., 336ff., 338, 380, 576, 580f., 623 
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Richterrecht 446, 455ff., 553f. 
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Schiedsrichtervertrag 37, 47f.,148, 290f., 323, 

413 
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Schlüssel-Funddienst-Vertrag 146, 590 
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Schuldvertragsordnung 20ff., 27f., 542ff. 
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- Fortentwicklung 542ff. 
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326ff., 335, 339, 367, 384f., 451, 499, 531, 
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Speiserestaurantvertrag 40, 344 
Sponsoring-Vertrag 149, 236f., 343, 563 
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235ff., 287ff. 
Stipulatio 52, 60, 79 
Sukzessivlieferungsverträge 114, 577f. 

Tankstellenvertrag 595 
Tätigkeitsvertrag 352 
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Theatervertrag 43 
Theorie der analogen Rechtsanwendung 

156f., 297f. 
Time-sharingvertrag 7, 9, 12,16, 361, 509, 

536, 563, 579, 592, 598, 623 
Transfervertrag 312 ff. 
Transparenzgebot 218, 220f., 224, 227, 

387ff., 399, 401 f., 442, 518, 519, 521ff., 
534f., 538, 594 

Transparenzkontrolle 387ff., 390ff. 
Transportvertrag 604, 607, 612f., 619 
Treuhandvertrag 12f., 229f., 248, 346, 354 
Trödelvertrag 81 f., 323 
Turnkeyvertrag 16, 565 
Typenfreiheit 32, 63, 86, 102,104f., 119, 292, 

325 ,357 f f . 
- Gefahren einer extensiven Inanspruchnah-

me 357ff. 
- Anforderungen an Zweck und Inhalt eines 

nicht kodifizierten Vertrages 403 ff. 
—> Inhaltskontrolle, Schranken 
Typenreihen 28f. 
Typenzwang 31 f., 52, 55ff., 101, 105, 118 
Typus 73 
Typuslehre (Typologik) 22ff., 34, 160, 165ff., 

178f., 186 

Überweisungsvertrag 543f., 574, 583, 592, 
623, 625 

UNCITRAL 619f. 
UNIDROIT 612, 614ff., 619f., 624f., 626 
UN-Kaufrecht CISG 
Unterlassungsvertrag 149, 150, 234f., 248, 

250, 343, 412 
Unterrichtsvertrag 15, 624 
Unterwerfungserklärung, wettbewerbliche 

234f. 

Veräußerungsvertrag 352 
Verbot widersprüchlichen Verhaltens 479ff. 
Verbraucherschutz 12, 146, 245, 357, 391 f., 

544f. ,567f., 569, 584, 587, 589ff., 623f. 
Verkehrssitten 89, 91 ff., 100, 270, 275f., 281, 

300, 301 ff., 332f., 383, 493f., 530 
Verpflichtungsverträge, nicht kodifizierte 

l l f . 
Verschuldensprinzip 459ff. 
Versicherungsvertrag 575, 590, 604 
Vertrag, Qualifizierung als normativ typi-

scher 123ff. 
Verträge, atypische —s> Verträge, typenfremde 
Verträge, gemischte 12f., 14f., 33f., 3 5 f f , 46, 

52f., 59, 88,121, 123, 123f., 141, 144f., 
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153ff., 164ff., 176, 178, 187, 275, 291, 
296ff., 345ff., 351, 354f., 439, 448, 451 ff., 
497, 504, 571,590, 609f., 615 

- Verträge mit anderstypischer Gegenlei-
stung 42,141, 155, 159 

- Verträge mit anderstypischer Nebenlei-
stung 41, 141, 159, 451 ff. 

- Typenkombinationsverträge 39ff., 43, 141, 
159, 187, 298,448,504, 571 

- Typenverschmelzungsverträge 42f., 141, 
159, 187 

—» Absorptionstheorie 
—> Kombinationstheorie 
—» Theorie der analogen Rechtsanwendung 
—» Methoden, pragmatisch differenzierende 
—» Diskurstheorie 
—» Zuordnungsverfahren, typologische 
Verträge, symbiotische 255, 257 
Verträge, typenfremde 12f., 15, 34, 4 3 f f , 

146ff., 161 ff., 164ff., 176, 178, 187, 272ff., 
287ff., 365, 403ff., 432, 439, 472f., 609 

- Abgrenzung zu Modifikationen gesetzes-
typischer Verträge 44f. 

- Rechtsfindung 161 ff., 164ff., 272ff., 287ff., 
289ff. 

- Anforderungen an Zweck und Inhalt 
403 ff. 

Verträge, zusammengesetzte 38 
Vertrages, Natur des 471 ff. 
- Kontrolle der inneren Stimmigkeit 

472ff. 
- Denkmodell der ergänzenden Vertragsaus-

legung 474ff. 
- Lehre von den naturalia negotii 476ff. 
- Konkretisierung typischer Erwartungsho-

rizonte auf der Grundlage des Verbots wi-
dersprüchlichen Verhaltens 479 ff. 

Vertragsbezeichnung, Bedeutung 123ff. 
Vertragsergänzung, Methode der —> Ausle-

gung, ergänzende 
Vertragsfreiheit —» Privatautonomie 
Vertragshändlervertrag 46, 249, 264, 354, 

493, 496ff, 517, 519, 595, 623 
Vertragsmehrheit /-Verbindung 36ff. 
Vertragsqualifikation, durch die Parteien 

125ff., 179ff., 192ff, 517 
- Beachtlichkeit 125ff., 179ff., 192ff, 

203 ff. 
- im Arbeitsrecht 127ff., 199f., 209, 212f., 

214, 222,517 
- im Gesellschaftsrecht 120ff., 199, 212 
- Grenzen 201 f., 212ff. 
- Widersprüche, Auflösung von 210 

Vertragssysteme, mehrgliedrige 9ff., 34, 159, 
188ff., 262ff, 284, 570, 596, 609 

Vertragstypen, gesetzliche 105ff., 155f., 162, 
163f., 111 ff., 177ff., 191f., 194ff., 223f., 
289ff., 325, 358f., 365f., 410f., 419, 420ff., 
438f. 447, 451f., 467, 471, 484 

- Funktionen 105ff., 289ff., 358f., 420ff. 
- Eingeschränkte Rationalität 111 ff., 419 
- Selbstqualifikation —* Vertragsqualifika-

tion 
—» Kodifikationsdiskussion 
—» Europäisierung des Vertragsrechts 
Vertragstypen, moderne 16f. 
Vertragstypenordnung 20, 5 0 f f , 103ff, 119, 

177ff., 191 f., 209f., 246, 308, 342f., 363, 
421 ff., 498 

- des römischen Rechts 50ff. 
- Prinzip der Vertragsfreiheit im ausgehen-

den Mittelalter 55 ff. 
- Vertragstypen in den großen Naturrechts-

kodifikationen 61 ff. 
- frühe Kodifizierung handelsrechtlicher 

Vertragstypen 69ff. 
- des Bürgerlichen Gesetzbuches 78ff., 308, 

421 ff. 
- als notwendiges Korrelat zur Privatauto-

nomie 103 ff. 
- eingeschränkte Rationalität 111 ff. 
- Uberlagerung durch engere Wertungszu-

sammenhänge 115f. 
- Stellung des Vertrages 141 
- in einer künftigen europäischen Zivil-

rechtskodifikation 599ff 
—> Kodifikationsdiskussion 
Vertrauensschutz 261 
Viehverstellungsvertrag 563f. 
Vorvertrag 48, 233f., 331, 340, 412 

Wasserlieferungsvertrag 369, 532ff. 
Werkverschaffungsvertrag 353 
Werkvertrag 28, 40, 43,55, 87, 114f. 116, 126, 

129, 142f., 180,189, 193,196, 210, 217, 
286, 345, 453, 504, 543, 549, 550, 564, 
571f., 578, 580, 589, 593, 606 

Willenserklärung 197ff., 225, 277 

Zahlungsverkehr, bargeldloser 267f., 546f., 
553 

Zahlungsvertrag —> Uberweisungsvertrag 
Zuliefervertrag (—» auch Just-in-time-Zulie-

fervertrag) 249, 578, 623 
Zuordnungsverfahren, typologische 165 ff., 

170f., 178 f. 
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